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Entwurf eines Gesetzes 

Über den Niederlassungsbereich von Kreditinstituten 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Kreditinstitute, die in der Reditsform 
von Aktiengesellschaften oder Kommandit- 
gesellschaften auf Aktien das Depositen- 
geschäft und das kurzfristige Kreditgeschäft 
im Bundesgebiet als Hauptgeschäftszweig be- 
treiben (im folgenden Kreditinstitute genannt) 
dürfen Niederlassungen im Bundesgebiet nur 
in einem der nachstehenden drei Bezirke unter- 
halten: 

1. In den Ländern Bremen, Hamburg, Nie- 
dersachsen und Schleswig-Holstein oder 

2. im Lande Nordrhein- Westfalen oder 

3. in den Ländern Baden, Bayern, Hessen, 
Rheinland-Pfalz, Württemberg-Baden und 
Württemberg-Hohenzollern. 

(2) Der Unterhaltung von Niederlassungen 
steht es gleich, wenn ein Kreditinstitut durch 
eine Kapitalbeteiligung oder in anderer Weise 
die Möglichkeit hat, einen beherrschenden Ein- 
fluß auf ein anderes Kreditinstitut auszuüben. 

(3) Die Bundesregierung kann einem Kredit- 
institut genehmigen, Niederlassungen in einem 
örtlich begrenzten Gebiet außerhalb des Be- 
zirkes, in dem es seinen Sitz hat, zu unter- 
halten, wenn dies aus wirtschaftlichen Grün- 
den geboten erscheint und dadurch keine über- 
mäßige Machtstellung des Kreditinstituts be- 
gründet wird. Eine Genehmigung zur Unter- 
haltung von Niederlassungen außerhalb des 
Bezirks kann ferner Kreditinstituten mit be- 
sonderen Aufgaben erteilt werden. Nach- 
folgeinstituten im Sinn von § 3 dieses Ge- 
setzes kann die Genehmigung zur Unter- 
haltung von Niederlassungen außerhalb des 
Bezirks, in dem sie ihren Sitz haben, nicht er- 
teilt werden. Vor Erteilung einer Ausnahme- 
genehmigung sind die beteiligten Bank- 
aufsichtsbehörden und die Bank deutscher 
Länder zu hören. 

(4) Diese Vorschriften gelten auch für aus- 
ländische Kreditinstitute, die zum Depositen- 
geschäft und dem kurzfristigen Kreditgeschäft 
im Bundesgebiet zugelassen sind. 


§ 2 

Einem Kreditinstitut, das den vorstehenden 
Vorschriften nicht entspricht, hat die zu- 
ständige Bankaufsichtsbehörde die Fortfüh- 
rung des Geschäftsbetriebes im Bundesgebiet 
zu untersagen, sofern das Kreditinstitut sich 
nicht unverzüglich, spätestens innerhalb eines 
Jahres, an die Vorschriften dieses Gesetzes 
anpaßt. 

§ 3 

Ein Kreditinstitut kann sich den Vorschrif- 
ten des § 1 dieses Gesetzes auch dadurch an- 
passen, daß es sein für die Fortführung des 
Geschäftsbetriebes wesentliches Vermögen ein- 
schließlich von Verbindlichkeiten nach Maß- 
gabe der nachfolgenden Vorschriften auf von 
ihm neu zu errichtende Kreditinstitute (Nach- 
folgeinstitute) gegen Gewährung von Gesell- 
schaftsanteilen der Nachfolgemstitute über- 
trägt (Ausgründung). Die Frist des § 2 ist 
gewahrt, wenn der Beschluß der Hauptver- 
sammlung, den Niederlassungsbereich des 
Kreditinstituts den Vorschriften dieses Ge- 
setzes durch Ausgründung von Nachfolge- 
instituten anzupassen, innerhalb 6 Monaten 
gefaßt ist und clie Eintragung der Nachfolge- 
institute in das Handelsregister innerhalb 
weiterer 12 Monate erfolgt. 

§ 4 

(1) Werden Nachfolgeinstitute in Form von 
Aktiengesellschaften ausgegründet, so müssen 
die Aktien dieser Nachfolgeinstitute auf Na- 
men lauten. 

(2) Ein Nachfolgeinstitut darf eine Beteili- 
gung an einem anderen Nachfolgeinstitut nicht 
erwerben. Wird in Ausführung einer Ein- 
kaufskommission oder aus anderen bank- 
geschäftlichen Gründen der vorübergehende 
Erwerb von Aktien anderer Nachfolgemstitute 
erforderlich, so darf der Bestand an Aktien 
eine^ anderen Nachfolgeinstituts 5 Vo des 
Grundkapitals dieses Nachfolgeinstituts nicht 
übersteigen. Aus diesen Aktien darf das Nach- 
folgeinstitut das Stimmrecht nicht ausüben. 

(3) Mitglieder des Vorstandes und des Auf- 
sichtsrats eines Nachfolgeinstituts dürfen dem 
Vorstand oder Aufsichtsrat eines anderen 
Nachfolgeinstituts nicht angehören. 
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(4) Ist jemand Eigentümer von mehr ah 
5 vom Hundert des Grundkapitals eines 
Nadifolgeinstituts, so darf der Gesamtnenn- 
betrag der ihm gehörenden -Aktien eines an- 
deren Nachfolgeinstituts 5 vom Hundert des 
Grundkapitals nicht übersteigen. 

§ 5 

(1) Die Vermögenswerte, die das ausgrün- 
dende Kreditinstitut nach dem Gründungs- 
vertrag als Sacheinlage in ein Nachfolge- 
institut einzubringen hat, gehen mit der Ein- 
tragung des Nachfolgeinstituts in das Handels- 
register auf dieses Nachfolgeinstitut über. 

(2) Die Verbindlichkeiten des ausgründen- 
den Kreditinstituts, die ein Nachfolgeinstitut 
nach dem Gründungs vertrag zu übernehmen 
hat, gehen mit der Eintragung des Nachfolge- 
instituts in das Handelsregister auf dieses 
Nachfolgeinstitut unter Befreiung des aus- 
gründenden Kreditinstituts über. Der bis- 
herige Schuldner hat den kraft Gesetzes ein- 
getretenen Übergang der Verbindlichkeit dem 
Gläubiger mitzuteilen. Abgesehen von der Be- 
freiung des bisherigen Schuldners werden die 
Rechte des Gläubigers, insbesondere seine An- 
sprüche gegen einen Bürgen, sowie seine Rechte 
aus einem Pfandrecht, einer Hypothek oder 
Schiffshypothek oder einer sonstigen Sicher- 
heit durch den Schuldübergang nicht berührt, 
§ 418 des Bürgerlichen Gesetzbuches findet 

^ keine Anwendung. 

(3) Für Verbindlichkeiten des aus gründen- 
den Kreditinstituts, die vor der Ausgründung 
entstanden sind, und die nicht auf ein^Nach- 
folgeinstitut übergehen, haften die Nachfolge- 
iiistitute und das ausgründende Kreditinstitut 
als Gesamtschuldner. Im Verhältnis der Ge- 
samtschuldner zueinander ist aus diesen Ver- 
bindlichkeiten das ausgründende Kreditinstitut 
allein verpflichtet. 

(4) Nachfolgeinstitute, auf die gemäß Ab- 
satz 2 Schulden des ausgründenden Kredit- 
instituts übergegangen sind oder die gemäß 
Absatz 3 neben dem ausgründenden Kredit- 
institut . haften, können dem Gläubiger die 
Einwendungen entgegensetzen, die sich aus 
dem Rechtsverhältnis zwischen dem ausgrün- 
denden Kreditinstitut und dem Gläubiger er- 
geben; § 6 der 35. Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz findet Anwendung. 
Mit einer Forderung des ausgründenden 
Kreditinstituts, die nicht gemäß Absatz 1 auf 
ein Nachfolgeinstitut übergegangen ist, können 
die Nachfolgeinstitute jedoch nicht auf rechnen. 


§ 6 

Die Nachfolgeinstitute sind verpflichtet, auf 
Verlangen des ausgründenden Kreditinstituts 
gegen Übertragung entsprechender Vermögens- 
werte Verbindlichkeiten der in § 5 Absatz 3 
genannten Art zu übernehmen; der Betrag, 
der von jedem der Nachfolgeinstitute jeweils 
zu übernehmenden Verbindlichkeiten bestimmt 
sich nach dem Verhältnis, in dem die in den 
Eröffnungsbilanzen der Nachfolgeinstitute 
ausgewiesenen, nach Abzug der Schulden sich 
ergebenden Vermögen zueinander stehen. 

§ 7 

(1) Die Vermögenswerte und Verbindlich- 
keiten des ausgründenden Kreditinstituts sind 
auf die Nachfolgeinstitute so aufzuteüen, daß 
die Ansprüche der Gläubiger nicht gefährdet 
werden. 

(2) Die Verbindlichkeiten der in § 6 Ab- 
satz 2 der 35. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz bezeichneten Art^ des aus- 
gründenden Kreditinstituts sind von den 
Nachfolgeinstituten zu übernehmen, in deren 
Niederlassungsbereich die dem ausgründenden 
Kreditinstitut als Gegenwert zugeflossenen 
Mittel am 20. Juni 1948 angelegt waren. Die 
Ansprüche und Rechte des ausgründenden 
Kreditinstituts gegen Dritte, die aus der An- 
legung der als Gegenwert zugeflossenen Mit- 
tel entstanden sind, sind entsprechend auf die 
Nachfolgeinstitute zu übertragen. Soweit hin- 
sichtlich einer Verbindlichkeit nicht festzu- 
stellen ist, wo die dem ausgründenden Kredit- 
institut als Gegenwert zugeflossenen Mittel ' 
angelegt worden sind und soweit dem aus- 
gründenden Kreditinstitut keine Mittel als 
Gegenwert zugeflossen sind, haben die Nach- 
folgeinstitute den Teil der Verbindlichkeit, 
für den das ausgründende Kreditinstitut ge- 
mäß § 6 Absatz 2 Satz 2 der 35. Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz im 
Währungsgebiet in Anspruch genommen wer- 
den kann, anteilig zu übernehmen; die Höhe 
des von jedem Nachfolgeinstitut zu über- 
nehmenden Anteils bestimmt sich nach dem 
Verhältnis, in dem die in den Eröffnungs- 
bilanzen der Nachfolgeinstitute ausgewiesenen 
nach Abzug der Schulden sich ergebenden Ver- 
mögen zueinander stehen. 

(3) Gläubiger einer in § 6 Absatz 1 Nr. 3 
der 35. Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz bezeichneten Forderung kann 
innerhalb eines Jahres seit Empfang der Mit- 
teilung nach § 5 Absatz 2 Satz 2 bestimmen, 
daß die Verbindlichkeit des Nachfolgeinstituts, 
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gegen das sich seine Forderung gemäß § 5 Ab- 
satz 2 richtet, auf ein anderes Nachfolge- 
intituts desselben ausgründenden Kreditinsti- 
tuts übergeht. 

(4) Die Bestimmung gemäß Absatz 3 ist 
dem Nachfolgeinstitut gegenüber, auf das die 
Verbindlichkeit übergehen soll, zu erklären. 
Sie muß sich auf die ganze Forderung er- 
strecken; haftet für einen Teil einer Forde- 
rung ein Zweitschuldner, so ist dieser Teil der 
Forderung als selbständige Forderung anzu- 
sehen. Mit dem Zugang der Erklärung tritt 
das andere Nachfolgeinstitut an die Stelle des 
bisherigen Schuldners. Der Schuldübergang ist 
dem bisherigen Schuldner von dem neuen 
Schuldner mitzuteilen. § 5 Absatz 2 Satz 3 
gilt entsprechend. 

(5) Das Nachfolgeinstitut, auf das gemäß 
den Absätzen 3 und 4 die Schuld übergeht, 
kann von dem bisherigen Schuldner die Über- 
tragung entsprechender Vermögenswerte ver- 
langen. 

§ 8 

(1) Die Gesellschaftsanteile der Nachfolge- 
institute sind auf die Bank deutsdier Länder 
zu übertragen. Diese nimmt die Urkunden 
über die Gesellschaftsanteile in treuhänderische 
Verwahrung, übt aber die Mitgliedschafts- 
rechte nicht aus. Die Gesellschaftsanteile sind 
von der Bank deutscher Länder auf die Ak- 
tionäre des ausgründenden Kreditinstituts nach 
Maßgabe der Vorschriften des § 9 zu über- 
tragen. 

(2) Urkunden über Gesellschaftsanteile, die 
ein Jahr nach Hinterlegung der Sammel- 
urkunde über die Aktien des ausgründenden 
Kreditinstituts (§ 12 Ats Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes) noch nicht auf die Berechtigten 
übertragen worden sind, sind zu hinterlegen. 

S 9 

(1) Jedem Aktionär des ausgründenden 
Kreditinstituts stehen Anteile an dem Kapital 
jedes der Nachfolgeinstitute in dem Betrage 
zu, der seinem Anteil an dem Gesellschafts- 
kapital des ausgründenden Kreditinstituts ent- 
spricht. Wenn der auf eine Aktie des aus- 
gründenden Kreditinstituts entfallende Betrag 
an Aktien eines Nachfolgeinstituts 100 DM 
oder ein Vielfaches dieses Betrages nicht er- 
reicht, können Aktien des Nachfolgeinstituts 
auf 20 oder 50 DM oder ein Vielfadies dieser 
Beträge gestellt werden, soweit dies zum Aus- 
gleich von Spitzenbeträgen notwendig ist. 
Aktien dieser Art, die auf Nennbeträge unter 
100 DM lauten, können auf den Inhaber aus^ 


gestellt werden. Aktien, die nicht auf 100 DM 
oder eim Vielfaches dieses Betrages lauten, 
sollen spätestens bis zum 31. Dezember 1955 
in Aktien, die auf 100 DM oder ein Viel- 
faches von 100 DM lauten, umgetauscht 
werden. 

(2) Aktionäre, die nicht eine Aktie mit 
Lieferbarkeitsbescheinigung vorlegen, können 
die auf ihre Aktien entfallenden Gesellschafts- 
anteile der Nachfolgeinstitute erst beanspru- 
chen, nachdem ihnen im Wertpapierbereini- 
gungsverfahren von der Anmeldestelle eine Gut- 
schrift auf Sammeldepotkonto erteilt worden 
ist Aktionäre des ausgründenden Kreditinsti- 
tuts, die sich nach den Vorschriften des Ge- 
setzes über die Ausübung von Mitgliedschafts- 
rech tcn aus Aktien während der Wertpapier- 
bereinigung vom 9. Oktober 1950 (BGBl. 
S. 690) ausweisen, sind berechtigt, bereits vor 
Übertragung der auf sie entfallenden Gesell- 
schaftsanteile der Nachfolgeinstitute die Mit- 
gliedschaftsrechte nach Maßgabe des angeführ- 
ten Gesetzes auszuüben. 

§ 10 

Nach Eintragung der Nachfolgeinstitute in 
das Handelsregister darf das ausgründende 
Kreditinstitut Bankgeschäfte nur noch vor- 
nehmen, soweit sie zur Abwicklung erforder- 
lich sind. 

§ 11 

(1) Die Umsatzsteuer und die Steuern vom 
Kapitalverkehr werden nicht erhoben aus 
Anlaß von; 

a) Gründungen von Nachfolgeinstituten auf- 
grund der Vorschriften dieses Gesetzes, 

b) Übertragung von Vermögensgegenständen 
bei Gründung von Nachfolgeinstituten 
aufgrund der Vorschriften dieses Gesetzes. 

'(2) Bei der Ermittlung des Gewinns für 
Zwecke der Körperschaftsteuer, des Notopfers 
Berlin und der Gewerbesteuer kann das aus- 
gründende Kreditinstitut Wirtschaftsgüter, 
die auf ein Nachfolgeinstitut übertragen wer- 
den, in der der Ausgründung zugrunde zu 
legenden Bilanz (Ausgründungsbilanz) ab- 
weichend von den §§14 und 15 des Körper- 
schaftsteuergesetzes mit den Worten an- 
setzen, die sich nach den steuerlichen Vor- 
schriften über die Gewinnermittlung (§6 des 
Körperschaftsteuergesetzes in Verbindung mit 
den §§ 4 bis 7 e des Einkommensteuergesetzes) 
ergeben. Werden Beteiligungen und Wert- 
papiere des Anlagevermögens höher bewertet, 
so wird der dadurch entstehende Gewinn bei 
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der Ermittlung des Einkommens für Zwecke 
der Körperschaftsteuer und des Notopfers 
Berlin und bei der Ermittlung des Gewerbe- 
ertrags für Zwecke der Gewerbesteuer nur mit 
30 vom Hundert angesetzt. Im übrigen wird 
der durch die Bewertung in der Ausgründungs- 
bilanz entstehende Gewinn ebenso wie der sich 
bis zum Stichtage der Ausgründungsbilanz er- 
gebende Gewinn (Betriebsgebarungsgewinn) 
nach den allgemeinen Vorschriften in vollem 
Umfang zu den Steuern vom Einkommen und 
Gewerbeertrag herangezogen. Als Wertpapiere 
des Anlagevermögens im Sinn der Sätze 1 
und 2 gelten im Zweifel nur solche Wert- 
papiere, die vor dem 9. Mai 1945 angeschafft 
worden sind. 

(3) Die Anfangswerte in der steuerlichen 
Eröffnungsbilanz der Nachfolgeinstitute dür- 
fen die nach Absatz 2 in der Ausgründungs- 
bilanz des ausgründenden Kreditinstituts an- 
gesetzten Werte nicht übersteigen. 

§ 12 

(1) Gerichtsgebühren und notarielle Be- 
urkundungsgebühren, die anläßlich der Auf- 
lösung und Ausgründung von Kreditinstituten 
aufgrund dieses Gesetzes entstehen, werden 
auf die Hälfte ermäßigt. Die ermäßigte Ge- 
bühr für eine Beurkundung beträgt höchstens 
2 500,— DM. 

(2) Wird ein Beschluß, für dessen Beurkun- 
dung die Gebühren nach Absatz 1 zu er- 
mäßigen sind, zugleich mit anderen nicht unter 
Absatz 1 fallenden Beschlüssen beurkundet, 
angemeldet oder eingetragen und ist dafür 
eine einheitliche Gebühr zu erheben, so wird 
nur der Teilbetrag der Gesamtgebühr nach 
Maßgabe des Absatzes 1 auf die Hälfte er- 
mäßigt, der die Gebühr, die für das nicht 
unter Absatz 1 fallende Geschäft bei ge- 
sonderter Vornahme zu erheben wäre, über- 
steigt. 

(3) Die Ermäßigung erstreckt sich nicht auf 
die Zusatzgebühr für Beurkundungen außer- 
halb der Gerichtsstelle und für fremdsprach- 
liche Erklärungen (§§ 52, 53 der Kosten- 
ordnung). Die Gebühr für die Beurkundung 
außerhalb der Gerichtsstelle darf jedoch den 
Betrag , der für das Geschäft selbst zu er- 
hebenden ermäßigten Gebühr nicht über- 
steigen. 

(4) Die Bestimmungen über die Mindest- 
gebühr (§ 26 Absatz 3, § 72 der Kosten- 
ordnung) bleiben unberührt. 


§ 13 

(1) Mit einer Geldbuße von 3 bis 300 000 
Deutsche Mark kann belegt werden, wer 

1. als Mitglied des Vorstandes oder Auf- 
sichtsrats eines Nachfolgeinstituts vorsätz- 
lich daran mitwirkt, daß das Nachfolge- 
institut 

a) entgegen § 4 Absatz 2 S. 1 eine Be- 
teiligung an einem anderen Nachfolge- 
institut erwirbt; 

b) entgegen § 4 Absatz 2 S. 2 Aktien 
eines anderen Nachfolgeinstituts über 
die zulässige Höchstgrenze hinaus er- 
wirbt; 

c) entgegen § 4 Absatz 2 S. 3 aus vor- 
übergehend erworbenen Aktien an- 
derer Nachfolgeinstitute das Stimm- 
recht ausübt; 

2. als Mitglied des Vorstandes oder Auf- 
sichtsrats eines Nachfolgeinstituts entgegen 
§ 4 Absatz 3 eine Bestellung zum Mitglied 
des Vorstandes oder die Wahl in den Auf- 
sichtsrat eines anderen Nachfolgeinstituts 
annimmt; 

3. durch Rechtsgeschäft Aktien von Nach- 
folgeinstituten über die gemäß § 4 Ab- 
satz 4 zulässige Höchstgrenze hinaus er- 
wirbt. 

(2) §§ 22 Absatz 2 Satz 2, 27, 28, 29 Ab- 
satz 2, 30 bis 32 des Gesetzes zur Ver- 
einfachung des Wirtschaftsstrafrechts vom 
26. Juli 1949 (WiGBl. S. 193) in der Fassung 
des, Gesetzes vom 30. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. S. 223) gelten entsprechend. 

(3) Auf das Verfahren sind die §§ 57, 66 
bis 98 des Wirtschaftsstrafgesetzes anzuwen- 
den; Verwaltungsbehörde im Sinne dieser 
Vorschriften ist die Bankaufsichtsbehörde. 

§ 14 

(1) Wenn gesetzliche Vertreter oder Bevoll- 
mächtigte einer juristischen Person oder einer 
Personenvereinigung in Ausübung ihrer Ob- 
liegenheiten gegen § 13 verstoßen, so haften 
neben ihnen die Vertretenen als Gesamt- 
schuldner für Geldbußen, die diese Personen 
verwirken, sowie für Verfahrens- oder Voll- 
srreckungskosten, die ihnen auferlegt werden. 

(2) Die Haftung tritt nicht ein, wenn der 
Schuldige stirbt, bevor der Bußgeldbescheid 
ihm gegenüber rechtskräftig geworden ist. 

§ 15 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


Durdi das Gesetz Nr. 57 der amerikanischen 
Militärregierung, die Verordnung Nr. 133 
der britischen Militärregierung und die Ver- 
ordnung Nr. 208 der französischen Militär- 
regierung ist Banken, die das kurzfristige 
Kreditgeschäft betreiben, die Unterhaltung 
von Niederlassungen außerhalb der Grenzen 
eines Landes untersagt worden. 

Von diesen Anordnungen wurden in erster 
Linie die großen Filialbanken — Deutsche 
Bank, Dresdner Bank, Commerzbank — be- 
troffen. Die Niederlassungen dieser Banken 
in den einzelnen Ländern der Bundesrepu- 
blik führen seitdem unter neuen Firmen- 
bezeichnungen ihre Geschäfte wie selbstän- 
dige Bankinstitute. Rechtlich aber sind diese 
Nachfolgeinstitute nach wie vor Vermögens- 
bestandteile der früheren Großbanken, sie 
haben keine eigene Rechtspersönlichkeit und 
keine eigenen Gesellschaftsorgane und Ak- 
tionäre. Einige Nachfolgeinstitute In den 
kleineren und wirtschaftlich schwächeren 
Ländern sind auf sich selbst gestellt nicht in 
der Lage, der Wirtschaft die notwendigen 
Kredite zuzuführen und befriedigende Ge- 
schäftsergebnisse zu erzielen. Die zum Teil 
einseitige Wirtschaftsstruktur der Länder ge- 
stattet den Banken weder einen Ausgleich 
der Risiken noch einen Geld- oder Kapital- 
ausgleich, wie er sich früher im Rahmen der 
großen Institute von selbst ergab. Als Ge- 
schäftspartner für ausländische Banken kom- 
men die meisten Nachfolgeinstitute in der 
heutigen Form mangels einer eigenen Rechts- 
persönlichkeit und wegen ihres zu geringen 
Kapitals nicht in Betracht. Unter diesen Um- 
ständen besteht eine wirtschaftliche Notwen- 
digkeit, die Bildung größerer selbständiger 
und leistungsfähiger Banken wieder zu er- 
möglichen. 

Durch das Gesetz über den Niederlkssungs- 
bereich von Kreditinstituten soll einerseits 
eine Zusammenfassung von Nachfolgeinsti- 
tuten zu funktionsfähigen neuen Banken er- 
möglicht, andererseits aber jede Möglichkeit 
der Begründung einer übermäßigen wirt- 
schaftlichen Machtstellung durch einzelne 
Kreditinstitute ausgeschlossen werden. Dies 
wird dadurch erreicht, daß das Bundesgebiet 
in 3 Bankbezirke aufgeteilt wird und Aktien- 
banken untersagt wird, Niederlassungen in 
mehr als einem Bezirk zu unterhalten. 


Im einzelnen wird zu den Bestimmungen des 
Gesetzes folgendes bemerkt: 

Zu § 1 Absatz 1: 

Das Gesetz betrifft nur Kreditinstitute, die 
in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft 
oder einer Kommanditgesellschaft auf Ak- 
tien betrieben werden. Der Geschäftsumfang 
der Kreditinstitute, die in anderer Rechts- 
form betrieben werden, ist nicht so bedeu- 
tend, daß die Unterhaltung von Niederlas- 
sungen im gesamten Bundesgebiet zu einer 
unerwünschten wirtschaftlichen Machtstel- 
lung der Institute führen könlite. Aus dem 
gleidien Grunde finden die Beschränkungen 
des § 1 auf Kreditinstitute, die ihre Mittel In 
erster Linie über den Kapitalmarkt beschaf- 
fen und vorwiegend mittel- und langfristige 
Kredite gewähren, wie z. B. Hypotheken- 
banken und Pfandbriefanstalten, keine An- 
wendung. 

Die Möglichkeit zur Entwicklung einer wirt- 
schaftlichen Machtstellung haben vor allem 
die großen Filialbanken. Sie erhalten ihre 
Mittel In erster Linie aus der Zusammenfas- 
sung zahlreicher Kundeneinlagen über ein 
Netz örtlicher Niederlassungen. Die Lei- 
stungskraft dieser Kreditinstitute ist wesent- 
lich bedingt durch die Größe und die Wirt- 
schaftskraft des Einzugsgebietes, auf das sich 
das Netz der Niederlassungen erstreckt. Eine 
räumliche Beschränkung dieses Gebietes ist 
daher ein wirksames Mittel, die Zusammen- 
ballung wirtschaftlicher Macht bei einzelnen 
Kreditinstituten zu verhindern. 

Bei der Festlegung der Bezirke wurde da- 
von ausgegangen, daß es aus wirtschaftlichen 
und politischen Gründen unzweckmäßig Ist, 
das Gebiet eines Landes auf mehrere Bank- 
bezirke aufzuteilen. Ferner erschien es not- 
wendig, die Bezirke so zu bilden, daß der 
Zusammenschluß der Nachfolgeinstitute der 
großen Filialbanken zu annähernd gleich- 
starken Instituten führt, um zu vermelden, 
daß einzelne Nachfolgeinstitute, deren Ka- 
pitalkraft die der anderen weit überragt, sich 
zu neuen Großbanken entwickeln. 

Die Nachfolgeinstitute der großen Filial- 
banken im Lande Nordrhein-Westfalen 
haben infolge der hohen wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit des Industriereviers heute 
ein starkes Übergewicht über alle anderen 
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Kreditinstitute im Bundesgebiet. Nordrheln- 
Westfalen muß daher auch künftig allein 
einen Bankbezirk bilden. 

Um in den anderen Bezirken die Möglichkeit 
zur Bildung etwa gleich großer Institute zu 
schaffen, ist es notwendig, die süddeutschen 
und norddeutschen Länder zu je einem wei- 
teren Bankbezirk zusammenzufassen. Der 
nördliche Bezirk aus den Ländern Bremen, 
Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Hol- 
stein ist in seiner Wirtschaftskraft schwächer 
als die beiden anderen Bezirke. Eine Zutei- 
lung des angrenzenden Landes Hessen an den 
nördlichen Bezirk kommt aber nicht In Be- 
tracht, da der Bankplatz Frankfurt eindeutig 
zum süddeutschen Raum gehört. 

Die Beschränkung des § 1 gilt nur für die 
Unterhaltung von Niederlassungen, nicht da- 
gegen für die Ausübung der Geschäftstätig- 
keit. Es steht jedem Kreditinstitut nach wie 
vor frei, Bankgeschäfte Im ganzen Gebiet 
der Bundesrepublik zu betreiben. 

Zu § 1 Absatz 2: 

Das Verbot, in einem Lande Niederlassungen 
zu unterhalten, könnte dadurch umgangen 
werden, daß Banken sich an anderen recht- 
lich selbständigen Kreditinstituten beteiligen 
oder durch Dach- und Treuhandgesellschaf- 
ten oder in sonstiger Weise auf andere Kre- 
ditinstitute einen beherrschenden Einfluß 
nehmen. Aus diesem Grunde wird in § 1 
Absatz 2 ein beherrschender Einfluß auf an- 
dere Kreditinstitute der Unterhaltung von 
Niederlassungen gleichgestellt. 

Unter einem beherrschenden Einfluß Ist nach 
Schrifttum und Rechtsprechung zu § 15 des 
Aktiengesetzes jedes rechtliche oder tatsäch- 
liche Herrschaftsverhältnis zu verstehen, das 
der herrschenden Gesellschaft ermöglicht, die 
Geschäftsführung der abhängigen Gesellschaft 
maßgeblich zu beeinflussen. Dieses Herr- 
schaftsverhältnis kann auf einer Kapital- 
beteiligung beruhen, aber auch ohne diese 
z. B. aufgrund von Verträgen oder personel- 
len Verbindungen gegeben sein. 

Zu § 1 Absatz 3: 

In besonders gelagerten Einzelfällen kann es 
aus wirtschaftlichen oder sonstigen Gründen 
erforderlich sein, die Unterhaltung einer Nie- 
derlassung in einem Lande zuzulassen, in 
dem dies nach Absatz 1 und 2 nicht zulässig 
ist. So kann die starre geographische Abgren- 
zung der Bezirke zusammengehörige Wirt- 
schaftsgebiete und Interessengebiete einer 


örtlichen Bank zerschneiden, oder es kann 
für Kreditinstitute mit besonderen Aufgaben 
wie z. B. die Verkehrskreditbank AG — die 
die Finanz- und Kassengeschäfte der Bundes- 
bahn abwickelt — die Notwendigkeit be- 
stehen, Niederlassungen im gesamten Bun- 
desgebiet zu unterhalten. Für diese Fälle ist, 
soweit bei einer Erweiterung des Niederlas- 
sungsbereiches die Begründung einer über- 
mäßigen Machtstellung der Institute nach 
Lage der Dinge nicht In Betracht kommt, 
die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung 
vorgesehen. Eine Ausnahmegenehmigung 
kann aber nicht erteilt werden an Nachfolge- 
institute, die aufgrund dieses Gesetzes aus- 
gegründet worden sind, z. B. die Nachfolge- 
institute der Großbanken. 

Zu § 1 Absatz 4: 

Es gibt im Bundesgebiet einige ausländische 
Banken, die Niederlassungen in mehreren 
Ländern unterhalten. Diese Banken dürfen 
z. Z. Geschäfte im wesentlichen nur mit An- 
gehörigen der Besatzungstruppen abwickeln. 
Im Falle einer Zulassung zum Depositenge- 
schäft und kurzfristigen Kreditgeschäft mit 
Inländern würden diese Banken den Vor- 
schriften dieses Gesetzes unterliegen. 

Die Beschränkung auf Aktiengesellschaften 
und Kommanditgesellschaften auf Aktien 
mußte bei ausländischen Banken entfallen, da 
die Gründe für diese Einschränkung bei den 
deutschen Banken — daß alle großen Insti- 
tute in diesen Rechtsformen betrieben wer- 
den — bei ausländischen Banken nicht ge- 
geben sind. 

Zu § 2: 

§ 2 zwingt die betroffenen Kreditinstitute, 
sich den Vorschriften des Gesetzes unver- 
zü<^Hch anzupassen und elbt den Bankauf- 
sichtsbehörden eine gesetzliche Handhabe, bei 
schuldhafter Verzögerung einzugreifen. 

Zu § 3: 

Es ist den Kreditinstituten freigestellt, in 
welcher Weise sie die Anpassung vornehmen. 
Wollen sie Ihre Niederlassungen nicht auf- 
lösen oder auf andere Kreditinstitute über- 
tragen, so können sie neue, selbständige Kre- 
ditinstitute ausgründen. Dieser letztere Weg 
kommt für die Neuordnung der Großban- 
ken in erster Linie In Betracht. Um einer- 
seits diese Ausgründungen zu erleichtern, 
andererseits aber auch eine Umphung der 
Zwecke dieses Gesetzes unmöglich zu ma- 
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dien, sind in den folgenden Paragraphen be- 
sondere gesetzliche Vorschriften für die Aus- 
gründung erlassen worden. 

Die Frist, Innerhalb derer Kreditinstitute 
sich den Vorschriften dieses Gesetzes anzu- 
passen haben, beträgt nach § 2 in der Regel 
bis zu einem Jahr. Da die Gründung neuer 
Gesellschaften u. U. nicht innerhalb eines 
Jahres durchführbar ist, weil sie bei den 
Großbanken z. B. die Aufstellung einer ge- 
meinsamen Umstellungsrechnung sowie eine 
Neubewertung aller Aktiva nach einheit- 
lichen Maßstäben für die Ausgründungsbilan- 
zen voraussetzt, ist für den Fall der Aus- 
gründung eine Frist von insgesamt 18 Mo- 
naten vorgesehen. Die Gesellschaft muß in 
diesem Falle aber innerhalb 6 Monaten durch 
einen Beschluß der Hauptversammlung zu 
erkennen geben, daß sie beabsichtigt, sich 
den Vorschriften des Gesetzes durch Aus- 
gründung von Nachfolgeinstituten anzu- 
passen. ' 

Zu S 4: 

S 4 enthält Vorschriften, die die Aufrecht- 
erhaltung der Entflechtung sich erstellen sol- 
len. Die in Absatz 1 aneeordnete Auseabe 
von Namensaktien ermöglicht es, durch Ein- 
sichtname In das Aktienbuch festzustellen, 
wer jeweils die stimmberechtigten Aktionäre 
der einzelnen Nachfolgeinstitute sind. 

In Absatz 2 und 3 wird den Nachfoleeinsti- 
tuten über die Vorschriften des ^ 1 Absatz 2 
des Gesetzes hinaus — die die Ausübung 
eines beherrschenden Einflusses auf Kredit- 
institute in einem anderen Bankbezirk unter- 
sagen — jede kapitalmäßige und persönliche 
Einflußnahme der Gesellschaften und ihrer 
Organe untereinander — auch in demselben 
Bankbezirk — verboten. 

Diese Vorschrift soll jedoch die Nachfolge- 
institute nicht an der Ausführung der üb- 
lichen Bankgeschäfte hindern. Es ist ihnen 
daher gestattet, im Aufträge von Kun- 
den Aktien anderer Nachfolgeinstitute, wie 
üblich, Im eigenen Namen zu handeln, sie 
Z. B. zu beleihen oder zur Befriedigung einer 
Forderung vorübergehend zu erwerben. 
Diese vorübergehend erworbenen Aktien 
darf ein Nachfolgeinsritut aber nicht dazu 
verwenden, einen Einfluß auf andere Nach- 
folgeinstitute zu nehmen. Das Gesetz sieht 
daher vor, daß das Stimmrecht aus diesen 
Aktien nicht ausgeübt werden darf. 

Absatz 4 verbietet ferner auch die mittel- 
bare Verbindung von Nachfolgeinstituten 


durch gemeinsame Aktionäre mit mehr als 
5®/o des Aktienkapitals mehrerer Nachfolge- 
Institute. Der Erwerb von Aktien eines Nach- 
folgeinstituts ist der Höhe nach nicht be- 
schränkt. 

Um die Einhaltung dieser Vorschriften 
sicherzustellen, ist in ^ 13 des Gesetzes bei 
Verstößen gegen die Bestimmungen des § 4 
die Verhängung voi\ Geldbußen bis zu 
300 000 DM vorgesehen. 

Zivilrechtlich sind Rechtsgeschäfte, die gegen 
die gesetzlichen Verbote in § 4 verstoßen, 
nach § 134 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
nichtig; da der Zweck der Vorschriften In § 4 
Ist, jede Zusammenfassung von Aktien der 
Nachfolgeinstitute über den im Gesetz vor- 
gesehenen Rahmen hinaus zu verhindern. 

Zu § 5: 

§ 5 regelt den Übergang der Aktiva und der 
Verbindlichkeiten «auf die ausgegründeten 
Nachfolgeinstitute. 

Absatz 1 bestimmt, daß die Vermögens- 
gegenstände, die auf die einzelnen Nach- 
folgeinstitute als Sacheinlage übertragen wer- 
den, mit der Eintragung dieser Institute in 
das Handelsregister kraft ^Gesetzes auf sie 
übergehen. Der gesetzliche Übergang erleich- 
tert und vereinfacht die Durchführung der 
Ausgründung wesentlich, da er den Banken 
die Einzelübertragung der zahlreichen Ver- 
mögensgegenstände und Forderungen er- 
spart. Diese Vorschrift Ist aber auch deshalb 
notwendig, weil Ausgleichsforderungen, die 
den ausgründenden Instituten nach dem 
Umstellungsgesetz zustehen, vor Eintragung 
In das Schuldbuch durch rechtsgeschäftliche 
Vereinbarungen zwischen dem ausgründen- 
den Kreditinstitut und seinen Nachfolge- 
Instituten nicht übertragen werden können 
( 2 . Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz, § 11 Absatz 3). 

Auch der Übergang der Verbindlichkeiten 
vollzieht sich mit Eintragung der Nachfolge- 
institute in das Handelsregister kraft Ge- 
setzes. Um die Stellung der Gläubiger nicht 
zu beeinträchtigen, ist im Gesetz ausdrück- 
lich vorgesehen, daß Ihre Rechte, abgesehen 
von dem Schuldnerwechsel, durch die Aus- 
gründung nicht berührt werden; insbeson- 
dere bleiben alle Nebenrechte — entgegen 
der Regelung bei der vertraglichen Schuld- 
übernahme in § 418 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches — bestehen. 
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Andererseits ist im Gesetz angeordnet, daß 
die ausgründenden Kreditinstitute den Gläu- 
bigern künftig nicht mehr haften und auch 
eine Gesamthaftung der Nadifolgeinstitute 
desselben Kreditinstituts für die jeweils von 
einem von ihnen übernommenen Verbind- 
lidikeiten ist nicht vorgesehen. Dieser Aus- 
schluß jeder Mithaftung erscheint notwen- 
dig, um eine volle Selbständigkeit der Nach- 
folgeinstitute zu gewährleisten, im Falle 
ihrer Mithaftung würden die Nachfolgeinsti- 
tute genötigt sein, noch auf längere Zeit der 
geschäftlichen Entwicklung der erstverpflidi- 
teten Nachfolgeinstitute besondere Auf- 
merksamkeit zu widmen. 

Soweit jedodi Verbindlichkeiten nidit über- 
gehen, also bei den ausgründenden Kredit- 
instituten verbleiben, die ihre wesentlichen 
Aktiva auf die Nachfolgeinstitute übertra- 
gen, ist in Absatz 3 eine Gesamthaftung der 
Nachfolgeinstitute und des ausgründenden 
Kreditinstituts angeordnet. Hierunter fallen 
u. a. alle Verbindlichkeiten gegenüber inlän- 
dischen* Gläubigern, soweit sie in dem Ge- 
schäftsbetrieb von Niederlassungen in Ost- 
deutschland und Berlin begründet sind, so- 
wie Verbindlichkeiten gegenüber auslän- 
dischen Gläubigern nach Maßgabe des § 6 
Absatz 2 der 35. Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz. Die Gläubiger kön- 
nen diese Forderungen gemäß § 6 der 
35. Durchführungsverordnung im Bundes- 
gebiet z. Z. nicht geltend machen. Diese 
Verbindlichkeiten werden daher auch noch 
nicht mit Ausgleichsfordcrungen bedeckt und 
können mangels entsprediender Gegenwerte 
von den Nadifolgeinstituten bei der Aus- 
gründung nicht übernommen werden. 

Absatz 4 sieht vor, daß die Nachfolgeinstitute 
auch bei dem gesetzlichen Schuldübergang 
die dem Mutterinstitut zustehenden Ein- 
wendungen, einschließlich der aus § 6 der 
35. Durchführungsverordnung, geltend ma- 
chen können. 

Zu § 6: 

Da die ausgründenden Kreditinstitute nach 
Erriditung der Nadifolgeinstitute im Bun- 
desgebiet keine Gesdiäftstätigkeit mehr aus- 
üben sollen, andererseits aber u. U. noch 
Verbindlichkeiten zu befriedigen sein wer- 
den, ist vorgesehen, daß die Nachfolgeinsti- 
tute auf Verlangen der Mutter Institute diese 
Verbindlichkeiten und entsprechende Ver- 
piögenswerte quotal im Verhältnis ihrer 


Reinvermögen bei der Ausgründung zuein- 
ander übernehmen müssen. 

Eine erhebliche praktische Bedeutung würde 
diese Bestimmung bekommen, falls die Vor- 
schriften des § 6 der 35. DVO einmal aufge- 
hoben werden und die Ostgläubiger ihre An- 
sprüche gegen die ausgründenden Kredit- 
institute wieder geltend machen können. 
Dann würden die alten Banken ihre 
Umstellungsrechnung nach Ziffer 11 (1) 

Buchstabe c und Ziffer 13 der Bewertungs- 
richtlinien der Bank deutscher Länder zu be- 
richtigen haben und würden, soweit die Pas- 
siva die Aktiva übersteigen, nach § 8 der 
2. DVO/UG Ausgleichsforderungen erhalten. 
Da die alten ^Kreditinstitute, wenn sie ■ die 
Nachfolgeinstitute ausgegründet haben, aber 
keine wesentlichen flüssigen Mfttel mehr be- 
sitzen, könnten sie die Ansprüche der Gläu- 
biger nur befriedigen, wenn das Zentral- 
banksystem die Auseieichsforderungen auf- 
nimmt. Dadurch würde eine u. U. sehr un- 
erwünschte Ausweitung des Geldvolumens 
entstehen. Nach den Vorschriften des § 6 
sind die Nachfolgeinstitute nunmehr ver- 
pflichtet, in einem derartigen Falle die Ver- 
bindlichkeiten der ausgründenden In^^tltute 
gegen Übertragung der Ausgleichsforderun- 
gen zu übernehmen und die Gläubiger aus 
ihren liquiden Mitteln zu befriedigen. 

Zu § 7: 

§ 7 enthält Bestimmungen über die Vertei- 
lung der Vermögenswerte und Verbindlich- 
keiten auf die Nachfolgeinstitute. Gläubiger, 
die Ansprüche gegen die ausgründenden 
Institute geltend machen können, erhalten 
künftig einen Anspruch gegen ein Nachfolge- 
institut, Gläubiger, die ihre Ansprüche gegen 
die ausgründenden Kreditinstitute z. Z. im 
Bundesgebiet nicht geltend machen können, 
können auch anläßlich der Ausgründungen 
keine Ansprüche gegen die Nachfolgeinstitute 
erhalten. 

Absatz 1 bestimmt, daß die Gläubiger durch 
die Aufteilung der Aktiva und Passiva nicht 
geschädigt werden dürfen. Es wurde davon 
abgesehen, die Verteilung durch gesetzliche 
Vorschriften im einzelnen zu regeln. Jede 
generelle Festlegung eines Zuteilungsschemas 
würde die ausgründenden Kreditinstitute 
daran hindern, den erforderlichen Ausgleich 
unter den Nachfolgebanken vorzunehmen, 
der angesichts der unterschiedlichen Entwick- 
lung der Banken in den letzten Jahren not- 
wendig wird^ wenn gleichwertige Nachfolge- 
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Institute errichtet werden sollen. Es muß 
daher den Vorständen der ausgründenden 
Kreditinstitute überlassen bleiben, die Be- 
wertung der Vermögenswerte und ihre Zu- 
teilung an die einzelnen Nachfolgeinstitute 
nach bankwirtchaftlichen Gesichtspunkten 
vorzunehmen. 

Die Rechte des einzelnen Gläubigers werden 
durch die strengen Anforderungen des 
Aktienrechts an die Sachgründung wirksam 
geschützt. Vorstand, Aufsichtsrat und ein 
vom Registergericht bestellter unabhängiger 
Gründungsprüfer haften dafür, daß einge- 
brachte Aktiva nicht zu hoch bewertet wer- 
den. Dadurch ist hinreichend Gewähr dafür 
geboten, daß bei Gründung^ der Nachfolge- 
institute alle Ansprüche von Gläubigern 
durch entsprechende Vermögenswerte voll 
gedeckt sind. Glaubt ein Einleger, daß ein 
Nachfolgeinstitut, auf das sein Guthaben 
übergegangen ist, ihm nicht die gewünschte 
Sicherheit bietet, so steht es ihm frei, sein 
Guthaben bei Fälligkeit abzuheben und bei 
einem anderen Kreditinstitut anzulegen. 

Nicht über ihre Forderungen verfügen kön- 
nen z. Z. die Gläubiger von Valutaschulden, 
insbesondere die sogenannten Stlllhaltegläu- 
biger. Ihnen ist daher in Absatz 3 des § 7 
das Recht eingeräumt, binnen eines Jahres 
das Nachfolgeinstitut zu wechseln. Auch in 
diesem Falle vollzieht sich der Schuldüber- 
gang kraft Gesetzes mit dem Zugang der Er- 
klärung des Gläubigers an das von ihm be- 
stimmte Nachfolgeinstitut (Abs. 4). Der Gläu- 
biger hat nicht das Recht, die Forderungen 
zu teilen, er kann sie nur als Ganzes auf ein 
anderes Nachfolgeinstitut desselben aus- 
gründenden Kreditinstituts überführen. So- 
weit jedoch für einen Teil der Forderung ein 
Zweitschuldner haftet, gilt dieser Teil als 
selbständige Forderung und ist demzufolge 
auch für sich allein übertragbar. 

HinsIAtlich der Auslandsverbindlichkelten, 
für die Niederlassungen der ausgründenden 
Kreditinstitute außerhalb des Währungsge- 
bietes, z. B. die Berliner Zentralen der Groß- 
banken, Erstschuldner waren, ist die Zutei- 
lung an die Nachfolgeinstitute in § 7 Ab- 
satz 2 besonders geregelt. Soweit ein Zweit- 
schuldner im Währungsgebiet vorhanden Ist, 
hat dasjenige Nachfolgeinstitut die Ver- 
pflichtung zu übernehmen, in dessen Nieder- 
lassungsbereich der Zweitschuldner seinen 
Sitz hat. Ist kein Zweitschuldner vorhanden, 
(z. B. bei Leihgeldern) oder ist nicht festzu- 
stellen, wem das Geld zugeflossen Ist, so 


kann das ausgründende Kreditinstitut nach 
den Vorschriften des § 6 Absatz 2 der 
35. DVO/UG im Währungsgebiet nur in 
Höhe des Teilbetrages in Anspruch genom- 
men werden, der dem Verhältnis entspricht, 
in dem nach dem letzten Jahresabschluß vor 
dem 9. Mai 1945 die Vermögenswerte im 
Währungsgebiet zum Gesamtvermögen des 
Geldinstituts standen. Diese Quote der Aus- 
landsverpflichtung ist nach den Vorschriften 
des Absatzes 2 in der Weise auf die Nachfolge- 
institute zu verteilen, daß jedes Institut. einen 
Anteil erhält, der dem Verhältnis seines 
Reinvermögens zu dem Reinvermögen der 
anderen Nachfolgeinstitute entspricht. Hat 
also beispielsweise die Zentrale einer Groß- 
bank in Berlin einen Kredit von 150 000 £ 
erhalten und ergibt sich aus dem letzten 
Jahresabschluß der Bank vor dem 9. Mai 
1945, daß die Vermögenswerte im Währungs- 
gebiet Va des Gesamtvermögens der Bank 
ausmachten, so kann die Bank im Währungs- 
gebiet in Höhe von 100 000 £ in Anspruch 
genommen werden. Verhalten sich nun die 
Reinvermögen der Nachfolgelnstitufe bei- 
spielsweise wie 2:2:1, so wird die Forderung 
in Höhe von je 40 000 £ von den beiden 
ersteren Nachfolgeinstituten und in Höhe 
von 20 000 £ von dem dritten Nachfolge- 
institut übernommen. 

Zu § 8: 

Bei der Ausgründung der Nachfolgeinstitute 
würden die ausgründenden Kreditinstitute 
nach den aktienrechtlichen Vorschriften 
gegen Einbringung ihrer westdeutschen Ver- 
mögenswerte die Gesellschaftsanteile der 
Nachfolgeinstitute erhalten. Sie würden 
dadurch zu Holding-Gesellschaften und 
könnten durch Ausübung des Stimmrechts 
in der Hauptversammlung die Nachfolge- 
institute beherrschen. Um dies zu verhin- 
dern, ordnet das Gesetz an, daß die Gesell- 
schaftsanteile der Nachfolgeinstitute nicht 
auf die ausgründenden Kreditinstitute, son- 
dern auf die Bank deutscher Länder über- 
tragen werden. Die Bank deutscher Länder 
verwahrt“" die Gesellschaftsanteile treuhände- 
risch und hat sie ihrerseits auf die Aktionäre 
der ausgründenden Kreditinstitute zu über- 
tragen. Dadurch wird erreicht, daß die Nach- 
folgeinstitute dem Einfluß der ausgründen- 
den Kreditinstitute entzogen sind, ohne daß 
die wirtschaftlichen Eigentümer, die Aktio- 
näre, geschädigt werden. 

Die Übertragung der Gesellschaftsanteile der 
Nachfolgeinstitute auf die Aktionäre der 
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ausgründenden Kreditinstitute erfolgt ohne 
Rücksicht darauf, wo sie ihren Wohnsitz oder 
Sitz haben, also z. B. auch an Aktionäre, die 
in der Ostzone ansässig sind. Nach den gel- 
tenden Devisenvorschriften sind aber diese 
Wertpapiere in einem Sperrdepot zu ver- 
wahren. 

Bei Vorlegung einer Aktie mit Lieferbar- 
keitsbescheinigung oder -nach Anerkennung 
der Rechte im Zuge des Wertpapierbereini- 
gungsverfahrens erhält jeder Aktionär von 
der Bank deutscher Länder die auf seine 
Aktien entfallenden Gesellschaftsanteile der 
Nachfolgeinstitute. In § 38 Absatz 2 des 
Gesetzes zur Bereinigung des Wertpapier- 
wesens vom 19. August 1948 (WiGBl. S. 295) 
ist vorgesehen, daß über den nicht durch Gut- 
schriften zugunsten der alten Aktionäre 
belegten Betrag des Aktienkapitals eine ge- 
setzliche Regelung erfolgen wird. Derjenige, 
dem nach diesem Gesetz die nicht durch Gut- 
schriften belegten Anteile am Gesellschafts- 
kapital der ausgründenden Kreditinstitute 
zufallen, hat damit Anspruch auf Übertra- 
gung des auf diesen Teil des Aktienkapitals 
entfallenden Anteils an Gesellschaftsanteilen 
der Nachfolgeinstitute. Sind auch diese Ge- 
sellschaftsanteile der Nachfolgeinstitute aus- 
gegeben, wird aller Voraussicht nach nur 
noch ein ganz geringer Bestand bei der Bank 
deutscher Länder übrig bleiben. Ein Jahr 
nach Hinterlegung der Sammelurkunde über 
die Aktien des ausgründenden Kreditinstituts 
hat die Bank deutscher Länder die noch nicht 
übertragenen Urkunden zu hinter legen. 
Die weitere Behandlung dieser Gesellschafts- 
anteile richtet sich dann nach den Vorschrif- 
ten der Hinterlegungsordnung. 

Zu § 9: 

Jeder Aktionär eines ausgründenden Kredit- 
instituts erhält den gleichen quotalen Anteil 
an jedem der Nachfolgeinstitute, der ihm 
auf Grund seines Aktienbesitzes an dem 
ausgründenden Kreditinstitut zusteht. Es 
erhält also z. B. ein Aktionär, der ein Tau- 
sendstel des Aktienkapitals der alten Bank 
besitzt, je ein Tausendstel des Kapitals jedes 
der Nachfolgeinstitute. Diese Art der Ver- 
teilung ist notwendig, um jede Benachteili- 
gung von Aktionären zu vermeiden, da auch 
bei sorgfältiger Bewertung und Verteilung 
der Aktiva und Passiva auf die Nachfolge- 
institute der innere Wert der Gesellschafts- 
anteile der einzelnen Nachfolgeinstitute nicht 
ganz gleich sein wird. 


Nach § 8 Absatz 1 des Aktiengesetzes in 
der Fassung des § 60 Absatz 2 des D-Mark- 
Bilanzgesetzes müßte der Nennbetrag der 
Aktien der Nachfolgeinstitute einhundert 
Deutsche Mark oder ein Vielfaches davon 
betragen. Das könnte dazu führen, daß der 
auf die einzelne Aktie der ausgründenden 
Kreditinstitute entfallende Betrag des Aktien- 
kapitals eines Nachfolgeinstituts in Aktien 
nidit dargestellt werden kann. Entfallen z. B. 
auf eine Aktie über 1000 RM eines ausgrün- 
denden Institutes 170 DM des Aktienkapitals 
eines Nachfolgeinstituts, so ergibt sich ein 
durch 100 teilbarer Betrag erst bei 1700, 
d. h. es würden auf je 10 Aktien des aus- 
gründenden Kreditinstituts über 1000 RM, 
17 Aktien des Nachfolgeinstituts über 
100 DM abgegeben werden. Ein Aktionär 
des ausgründenden Kreditinstituts, der 
weniger als 10 Aktien besitzt, müßte die 
fehlenden Aktien hinzukaufen oder seine 
Aktien veräußern. Um auch den Klein- 
aktionären die Erhaltung ihrer Aktienbetei- 
ligung zu ermöglichen, ist den Nachfolge- 
Instituten die Ausgabe von Aktien im Nenn- 
betrag von 20 oder 50 DM oder einem Viel- 
fachen dieser Beträge gestattet worden.^* Jedoch 
dürfen diese Kleinaktien nur zum Ausgleich 
von Spitzenbeträgen an den einzelnen Aktio- 
när ausgegeben werden. Da die Beibehaltung 
so kleiner Stücke den Handel mit Aktien 
erschwert. Ist vorgesehen, daß diese Klein- 
aktien bis zum 31. Dezember 1955 in Stücke 
von mindestens 100 DM umgetauscht wer- 
den sollen. 

Zu § 9 Absatz 2; 

Die Nachfolgeinstitute, wie auch die Aktio- 
näre, haben ein berechtigtes Interesse daran, 
daß möglichst viele Aktionäre ihre Mit- 
gliedschaftsrechte ausüben können. Ein 
großer Teil der Aktionäre der auseründen- 
den Kreditinstitute nimmt zur Zeit noch am 
Wertpapierbereinigungsverfahren teil. Eine 
Aushändigung der Aktien der Nachfolge- 
institute an diese Aktionäre vor Abschluß des 
Verfahrens ist aus Gründen der Rechtssicher- 
heit nicht möglich. Das Gesetz über die Aus- 
übüng von Mitgliedschaftsrechten aus Aktien 
während der Wertpapierbereinigung vom 
9. Oktober 1950 (BGBl. S. 690) ist nicht 
anwendbar, da die Aktien der Nachfolge- 
institute nicht am Wertpapierbereinigungs- 
verfahren teilnehmen. Es ist daher in § 9 
Absatz 2 eine entsprechende Anwendung der 
VorsÄriften des Gesetzes über die Ausübung 
von Mitgliedschaftsrechten vorgesehen. Ein 
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Aktionär eines ausgründenden Kreditinsti- 
tuts, der sich nadi Maßgabe des erwähnten 
Gesetzes ausweisen kann, ist somit berechtigt, 
bereits vor Aushändigung der Aktien- 
urkunden das Stimmrecht in den Hauptver- 
sammlungen der Nachfolgeinstitute auszu- 
üben. 

Zu § 10: 

Die alten Kreditinstitute dürfen nach Aus- 
gründung der Nachfolgeinstitute nur noch 
Abwicklungsgeschäfte vornehmen. 

Die Auflösung der Großbanken nach Errich- 
tung der Nadifolgeinstitute im Gesetz anzu- 
ordnen, wäre unzweckmäßig, da die Banken 
auch nach Ausgründung der Nachfolgeinsti- 
tute noch Träger von Rechten und Ver- 
pflichtungen in Berlin und hinsichtlich ihres 
früheren Vermögens in den Ostgebieten und 
im Ausland sind, Werte, die sich z. Z. nicht 
bewerten und nicht auf die Nachfolgeinsti- 
tute übertragen lassen. Die Auflösung anzu- 
ordnen, wäre hinsichtlich der Deutschen 
Bank und der Dresdner Bank auch rechtlich 
nicht möglich, da diese Banken ihren Sitz in 
Berlin,* also außerhalb des Geltungsbereiches 
der Bundesgesetzgebung haben. 

Zu § 11: 

Die auf Grund der Vorschriften des Gesetzes 
vorzunehmenden V ermögensübertragungen 
lösen eine Reihe von Steuern aus, insbeson- 
dere die Umsatzsteuer, Gesellschaftssteuer, 
Grunderwerbsteuer, Börsenumsatzsteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer. Es 
erscheint nicht gerechtfertigt, diese Steuern 
zu erheben, soweit sie sich für die ausgrün- 
denden Kreditinstitute aus Anlaß der ihnen 
auf erlegten Anpassung an die Vorschriften 
dieses Gesetzes zwangsläufig ergeben. Die Er- 
hebung dieser Steuern würde das durch die 
Dreiteilung schon stark verminderte Eigen- 
kapital der Institute noch weiter erheblich 
schmälern und die Durchführung der Aus- 
gründungen wirtschaftlich unmöglich machen. 
Die Befreiung von der Umsatzsteuer und 
den Steuern vom Kapitalverkehr ist daher 
eine Notwendigkeit. 

Hinsichtlich der Ertragsteuern sieht der Ent- 
wurf vor, daß die Vermögenswerte der aus- 
gründenden Kreditinstitute mit ihren bis- 
herigen Buchwerten in die Aus<n:ündungs- 
bilanzen und die Bilanzen der Nachfolge- 
institute übernommen werden können, so 
daß ein steuerpflichtiger Gewinn nicht ent- 
steht. Den Banken steht es aber frei, eine 


Neubewertung In den Ausgründungsbilanzen 
vorzunehmen. Eine Neubewertung nach ein- 
heitlichen Richtlinien wird im Interesse einer 
gleichmäßigen Verteilung der Aktiva auf die 
Nachfolgeinstitute zum Teil notwendig sein. 
Dabei werden sich vielfach höhere Werte als 
die bisherigen Buchwerte ergeben. Diese 
Buchgewinne ermöglichen den Banken die 
Ausweisung eines höheren Eigenkapitals als 
bei Übernahme der alten Buchwerte In die 
Bilanzen der Nachfolgeinstitute möglich 
wäre. Diese Erhöhung ist erwünscht und 
notwendig, da die Eigenkapitalien der Ban- 
ken als Folge der Währungsreform heute all- 
gemein sehr niedrig sind und sich durch die 
Dreiteilung für die einzelnen Nachfolgeinsti- 
tute Eigenkapitalien ergeben würden, die so 
klein wären, daß den Banken ein erfolg- 
reiches Arbeiten — Insbesondere im Aus- 
landsgeschäft — außerordentlich erschwert 
würde. Aus diesen Gründen sieht der Ent- 
wurf vor, daß der Gewinn, der sich aus der 
Auflösung stiller Reserven durch eine Höher- 
bewertung von Beteiligungen und Wert- 
papieren des Anlagevermögens anläßlicii der 
Ausgründungen ergibt, nur mit 30®/o zu den 
Ertragsteuern herangezogen werden soll. 

Um größere Steuerausfälle zu vermeiden. Ist 
diese Vergünstigung auf Beteiligungen und 
Wertpapiere des Anlagevermögens be- 
schränkt, worden. Es kann davon ausge- 
gangen werden, daß die Banken Anlage- 
werte, die sie zum großen Teil seit Jahr- 
zehnten halten, nicht veräußern werden. Ein 
steuerpflichtiger Gewinn aus der Auflösung 
der In diesen Werten liegenden stillen Re- 
serven wäre also ohne die Aufspaltung der 
Banken in je 3 Nachfolgeinstitute auf ab- 
sehbare Zeit nicht zu erwarten gewesen. Bei 
dieser Sachlage erscheint es billig, den Ge- 
winn, der sich aus der durch die Entflechtung 
der Banken notwendig gewordenen Auf- 
lösung der stillen Reserven in den Beteili- 
gungen und Wertpapieren des Anlagever- 
mögens ergibt, nur zu einem Teil zu den Er- 
tragsteuern heranzuziehen. 

Über die Grunderwerbsteuer enthält das Ge- 
setz keine Vorschriften, da der Bund über 
diese Steuer nicht verfügen kann. Die 
Niederschlagung der Grunderwerbsteuern 
muß den Ländern überlassen bleiben. 

Zu § 12: 

Die gleichen Erwägungen wie zu § 11 des 
Gesetzes führen zu einer Herabsetzung der 
Gerichts- und Notargebühren. 
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Zu § 13: 

Verstöße gegen die zur Aufrechterhaltung 
der Entflechtung in § ^ gegebenen Vor- 
schriften können als Ordnungswidrigkeiten 
mit Geldbußen bis zu 300 000 DM geahndet 
werden. 

Absatz 2 sieht die entsprechende Anwendung 
von Vorschriften des Wirtschaftsstrafgesetzes 
vor. Als zuständige Verwaltungsbehörden 
für das Bußgeldverfahren sind im Gesetz die 
Bankaufsichtsbehörden bestimmt. Zwar ist 
im Bußgeldverfahren im allgemeinen die Be- 
stimmung der Verwaltungsbehörde Aufgabe 
der fachlich zuständigen Obersten Landes- 
behörde (§ 99 des Wirtschaftsstrafgesetzes), 
im vorliegenden Falle aber besteht ein er- 
hebliches sachliches Interesse an einer ein- 


heitlichen Regelung Im ganzen Bundesgebiet. 
Es wurde daher von der in Artikel 84 Abs. 1 
des Grundgesetzes vorgesehenen Möglichkeit 
einer Regelung dieser Frage durch Bundes- 
gesetz mit Zustimmung des Bundesrates Ge- 
brauch gemacht. 

Zu § 14: 

Mit Rücksicht darauf, daß Vertreter und 
Bevollmächtigte der Banken bei einem Ver- 
stoß gegen die Schutzbestimmungen des § 4 
in erster Linie im Interesse der Banken han- 
deln und daß die Vertreter bei der Höhe der 
In Betracht kommenden Bußgelder u. U. 
nicht In der Lage sein werden, die Geldbußen 
zu bezahlen, ist In ^ 14 die Mithaftung der 
vertretenen Gesellscjiaft angeordnet worden. 
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